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Unterlage 0 

Merkblatt
�ber den Zweck der Planfeststellung 

und das Planfeststellungsverfahren bei Kreis- und Landesstra�en 

I. Rechtsgrundlagen und Inhalt der Planfeststellung

1. Die Planfeststellung ist im � 38 des Nieders�chsischen Stra�engesetzes 
(NStrG) in Verbindung mit den �� 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG) und den �� 1, 3, 4 und 5 des Nieders�chsischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (NVwVfG) geregelt.

2. Vor dem Bau neuer oder der �nderung bestehender Landesstra�en muss der 
Plan festgestellt werden, sofern nicht die Planfeststellung nach � 38 (3) NStrG 
unterbleiben kann.

Gegenstand der Planfeststellung ist ein Plan, bestehend aus Zeichnungen und 
Erl�uterungen, der erkennen l�sst, 
wo, 
in welchem Umfang und
in welcher Weise 
eine Kreis- oder Landesstra�e neu angelegt oder ge�ndert werden soll. 

3. Die Vorbereitung des Planes steht im Planungsermessen der Stra�enbau-
verwaltung. Die Rechtsprechung hat f�r den Bau oder die �nderung von 
Stra�en den Fachbeh�rden eine Gestaltungsfreiheit zuerkannt, die jedoch an 
die Verpflichtung zu einer sorgf�ltigen Abw�gung der unterschiedlichen 
�ffentlichen und privaten Belange gegeneinander gebunden ist.

4. Durch die Planfeststellung wird das Bauvorhaben unter Abw�gung der 
�ffentlichen und privaten Belange in die Umwelt eingeordnet. Dabei wird 
entschieden, inwieweit in die Rechte anderer eingegriffen werden muss. Jeder 
Plan, der zu seiner Durchf�hrung einen Eingriff in privates Eigentum erfordert, 
muss dem Wohl der Allgemeinheit dienen (Artikel 14 des Grundgesetzes).

Durch die Planfeststellung werden die �ffentlich-rechtlichen Beziehungen im 
Zusammenhang mit dem geplanten Bauvorhaben geregelt. Deswegen k�nnen 
Entsch�digungsfragen durch die Planfeststellung nicht geregelt werden. Der 
Planfeststellungsbeschluss berechtigt den Baulasttr�ger nicht, unmittelbar 
private Rechte in Anspruch zu nehmen. Hierzu muss der Baulasttr�ger sich 
entweder mit den Betroffenen einigen (z.B. Bauerlaubnis, Kaufvertrag) oder es 
muss zus�tzlich ein f�rmliches Enteignungs- oder, und Entsch�digungs-
verfahren durchgef�hrt werden. 
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II. Verfahren (allgemein), VerÄnderungssperre, AnbaubeschrÄnkungen

1. Gegen den Plan kann jeder, dessen Belange bei Durchf�hrung des Plan-
vorhabens ber�hrt werden, Einwendungen geltend machen. Die Einwendungen 
sind keine Rechtsbehelfe in einem f�rmlichen Widerspruchsverfahren, sondern 
�u�erungen, mit denen die Beteiligten ihre Vorstellungen zu dem Plan, 
rechtliche und tats�chliche Bedenken und Anregungen sowie �nderungs-
w�nsche vortragen k�nnen. �ber die Einwendungen wird durch die Planfest-
stellung entschieden.

2. Vom Beginn der Auslegung des Planes im Planfeststellungsverfahren oder von 
dem Zeitpunkt an, zu dem den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den 
Plan einzusehen, d�rfen auf den vom Plan betroffenen Fl�chen bis zu ihrer 
�bernahme durch den Tr�ger der Stra�enbaulast wesentlich wertsteigernde 
oder den geplanten Stra�enbau erheblich erschwerende Ver�nderungen           
nicht vorgenommen werden (Ver�nderungssperre gem�� � 29 NStrG). 
Ver�nderungen, die in rechtlich zul�ssiger Weise vorher begonnen worden sind 
(z.B. Fertigstellung eines vor Auslegung des Planes bereits bau rechtlich 
genehmigten und begonnenen Geb�udes), Unterhaltungsarbeiten und die 
Fortf�hrung einer bisher ausge�bten Nutzung werden von der Ver�nderungs-
sperre nicht ber�hrt.

3. Gem�� � 24 (4) NStrG gelten vom Beginn der Auslegung der Pl�ne im 
Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den Betroffenen 
Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen, die Anbaubeschr�nkungen 
nach � 24 (1) und (2) des NStrG. Hiernach d�rfen au�erhalb der 
Ortsdurchfahrten l�ngs der Landesstra�en Hochbauten jeder Art in einer 
Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom �u�eren Rand der f�r den Kraftfahr-
zeugverkehr bestimmten Fahrbahn, nicht errichtet werden. Das gleiche gilt f�r 
bauliche Anlagen im Sinne der nieders�chsischen Bauordnung, die �ber 
Zufahrten unmittelbar oder mittelbar an die Landesstra�e angeschlossen 
werden sollen. 
Im �brigen bed�rfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften 
notwendige Genehmigungen der Zustimmung der Stra�enbaubeh�rde, wenn: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Nieders�chsischen Bauordnung l�ngs der 
Landesstra�en in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom �u�eren 
Rand der f�r den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, errichtet 
oder erheblich ge�ndert werden sollen,

2. bauliche Anlagen, die au�erhalb der Ortsdurchfahrten �ber Zufahrten an 
Landesstra�en unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich 
ge�ndert oder anders genutzt werden sollen. 
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III. Das AnhÅrungsverfahren

1. Im Anh�rungsverfahren werden die Planunterlagen in den Gemeinden, in deren 
Gebiet das Bauvorhaben liegt, zu jedermanns Einsicht nach vorheriger 
�ffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen lang ausgelegt.

2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben ber�hrt werden, kann bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Anh�rungsbeh�rde oder bei der Gemeinde Einwendungen gegen den Plan 
erheben. Nach Ablauf der Einwendungsfrist k�nnen Einwendungen gegen den 
Plan unber�cksichtigt bleiben.

3. Nachdem der Plan ausgelegen und die Stra�enbaubeh�rde zu den Einwen-
dungen Stellung genommen hat, er�rtert die zust�ndige Anh�rungsbeh�rde 
den Plan anhand der Einwendungen mit den Betroffenen, evtl. sonstigen 
Beteiligten, den beteiligten Beh�rden einschlie�lich der Gemeinden, in deren 
Gebiet das Bauvorhaben durchgef�hrt wird, und dem Tr�ger der 
Stra�enbaulast.

4. �ber die Er�rterung fertigt die Anh�rungsbeh�rde eine Verhandlungsnieder-
schrift an. Diejenigen, die sich am Verfahren beteiligt haben, k�nnen den sie 
betreffenden Teil der Verhandlungsniederschrift bei der Anh�rungsbeh�rde 
anfordern.
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IV.  Der Planfeststellungsbeschluss

Die Entscheidung der zust�ndigen PIanfeststellungsbeh�rde ergeht in Form 
eines Planfeststellungsbeschlusses, der als Verwaltungsakt zu begr�nden ist 
und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung den bekannten Betroffenen und 
denjenigen, �ber deren Einwendungen in dem Beschluss entschieden worden 
ist, zugestellt wird (� 74(4) VwVfG). 

Au�erdem wird eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung und einer Ausfertigung des festgestellten Planes in 
den Gemeinden zwei Wochen lang zur Einsicht ausgelegt. Sind mehr als 
50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses erforderlich, so kann die 
Zustellung durch �ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Gegen den PIanfeststellungsbeschluss k�nnen Anfechtungs- oder 
Verpflichtungsklage erhoben werden, soweit eine Rechtsbeeintr�chtigung 
geltend gemacht werden kann. 


